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Öffentliche Bekanntmachung 

Der Landrat gibt bekannt, dass einberufen wurde zu 

einer Sitzung des Kreisausschusses  

am Montag, dem 27.02.2017, um 16:15 Uhr. 
 

 
Sitzungsort: Landkreis Havelland, DS Nauen, Sitzungssaal 225 (ehemals N-3-10), Goethestr. 59/60, 
14641 Nauen 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil: 
 

TOP1 Eröffnung/Feststellung der Tagesordnung 

TOP2 BV-0241/17 

  Änderung eines Stellvertreters/einer Stellvertreterin im Kreisausschuss 

TOP3 BV-0229/16 

  Bestellung einer/eines Schriftführerin/Schriftführers und dessen/deren Vertreter/innen gemäß  

  § 24 Abs. 3 Geschäftsordnung des Kreistages vom 07.04.2009 

TOP4 BV-0247/17 

  Benennung der Migrations- und Integrationsbeauftragten des Landkreises Havelland 

TOP5 BV-0252/17 

  Stellungnahme der Kreisverwaltung zum Entwurf des Gesetzes zur Neugliederung der  

  Landkreise und kreisfreien Städte 

TOP6 Beratung über die Haushaltssatzung 2017 des Landkreises Havelland 

TOP6.1. ÄA-0018/16 

  Haushaltssatzung des Landkreises Havelland für das Jahr 2017- Änderung § 4b der  

  Haushaltssatzung sowie Ansätze für Schulkosten (Erstattung an Gemeinden) 

TOP6.2. ÄA-0019/16 

  Haushaltssatzung des Landkreises Havelland für das Jahr 2017- Änderung der  

  Finanzplanjahre für das Produkt 12701 Rettungsdienst 

TOP6.3. ÄA-0019/16 

  Haushaltssatzung des Landkreises Havelland für das Jahr 2017 - Planungskosten für eine  

  Ortsumgehung für Wernitz und Markee (Fraktion DIE LINKE) 

TOP6.4. ÄA-0023/17 

  Änderung der Haushaltsplanung 2017 bis 2019 für die Fördermaßnahme Entwicklung  

  Bahntechnologie Campus Havelland 

TOP6.5. ÄA-0024/17 

  Änderung der Ansätze 2017 Schlüsselzuweisungen und Zuweisungen für übertragene  

  Aufgaben 

TOP6.6. ÄA-0025/17 

  Änderung §4a der Haushaltssatzung-Senkung des Hebesatzes der Kreisumlage um 0,5% auf  

  44,0% 
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TOP6.7. ÄA-0020/16 

  Haushaltssatzung des Landkreises Havelland für das Jahr 2017 - Höhe der Kreisumlage  

  (Fraktion DIE LINKE) 

TOP6.8. ÄA-0026/17 

  Änderungsantrag zur BV-0231/16- Einwendungen der kreisangehörigen Gemeinden zum  

  Entwurf der Haushaltssatzung 2017 

TOP6.9. BV-0231/16 

  Einwendungen der kreisangehörigen Gemeinden nach §129 Abs. 1 BbgKVerf zum Entwurf  

  der Haushaltssatzung 2017 

TOP6.10. ÄA-0027/17 

  Haushaltsbegleitender Beschluss: Absenkung der Kreisumlagezahllast im Jahr 2017 aufgrund  

  möglicher Mehrerträge gemäß Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit,  

  Frauen und Familie zur Förderung von Maßnahmen im Zusammenhang mit den durch  

  Leerstand von Unterbringungsplätzen in bestehenden Flüchtlingsunterkünften entstandenen  

  Aufwendungen (Fairer Lastenausgleich) 

TOP6.11. BV-0218/16 

  Haushaltssatzung des Landkreises Havelland 2017  

TOP7 BV-0242/17 

  Zweite Änderungssatzung zur Abfallgebührensatzung für den Landkreis Havelland vom  

  08.12.2014 

TOP8 BV-0243/17 

  Internetbasierte Fahrzeugzulassung  

TOP9 BV-0246/17  

  Anpassung des Gesellschaftsvertrages der Schloss Ribbeck GmbH 

TOP10 MV-0052/17 

   Überörtliche Prüfung der Gesellschaftsverträge kommunaler Unternehmen der kreisfreien  

  Städte und Landkreise des Landes Brandenburg, hier Landkreis Havelland 

TOP11 BV-0248/17 

  Durchführung des Breitbandausbaus im Landkreis Havelland  

TOP12 BV-0249/17 

  Freihändige Vergabe von Leistungen für die Einrichtung eines Geodateninfrastrukturknotens  

  sowie eines Geoportals für den Landkreis Havelland 

TOP13 BV-0250/17 

  Vergabe eines Einsatzleitwagens I für die Brandschutz- und Gefahrstoffeinheit des  

  Landkreises Havelland (Az.: DI-10.2-B24-ÖA-01/2016) 

TOP14 Verschiedenes 

 

 

Nichtöffentlicher Teil: 

 

TOP15 Sonstiges 
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Öffentliche Bekanntmachung 

Der Landrat gibt bekannt, dass einberufen wurde zu 

einer Sitzung des Jugendhilfeausschusses  

am Mittwoch, dem 01.03.2017, um 16:15 Uhr. 
 

 
Sitzungsort: OSZ Havelland, Erdgeschoss, Raum E 09 Aula, Bammer Landstr. 10, 14712 Rathenow 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil: 
 
TOP1 Eröffnung/Feststellung der Tagesordnung/Informationen 
TOP2 Bericht aus dem Jugendamt 
TOP3 Bestätigung der Niederschrift vom 11.01.2017 
TOP4 BV-0240/16 
 Richtlinie Vollzeitpflege 
TOP5 Verschiedenes 

 

 

Nichtöffentlicher Teil: 

 

TOP6 Sonstiges 

 

 

Ungültigkeitserklärung eines Dienstsiegels 

 

Am 25.01.2017 wurde der Verlust eines Dienstsiegels des Landkreises Havelland gemeldet. Es 
handelt sich um einen Rundstempel mit einem Durchmesser von 20 mm, welcher das in der Mitte 
angeordnete Wappen des Landkreises Havelland, die Aufschrift „Landkreis Havelland, Der Landrat“ in 
Großbuchstaben und die Registriernummer 31 enthält. Das Dienstsiegel wird hiermit für ungültig 
erklärt. 

 

 

gez.  

Adler  

Amtsleiter 
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Öffentliche Bekanntmachung 

über die Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

zur Wahl des 19. Deutschen Bundestages am 24. September 2017 

 
 

Gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1255), fordere ich hiermit auf, zur Wahl des 19. Deutschen Bundestages am 24. 
September 2017 die Kreiswahlvorschläge für die Wahl des Wahlkreisabgeordneten im Wahlkreis 60 
(Brandenburg an der Havel - Potsdam-Mittelmark I - Havelland III - Teltow-Fläming I) möglichst 
frühzeitig einzureichen. 
 
Hierzu gebe ich Folgendes bekannt: 
 
1. Für die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 2017 können Kreiswahlvorschläge 
zur Wahl des Wahlkreisabgeordneten gemäß § 19 Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 3. Mai 2016 (BGBl. I S. 1062) 
 
bis zum 17. Juli 2017, 18.00 Uhr beim  
 
     Kreiswahlleiter zur Bundestagswahl 
     Wahlkreis 60 
     Stadt Brandenburg an der Havel 
      Nicolaiplatz 30, Zimmer 106 
     14770 Brandenburg an der Havel 
 
schriftlich eingereicht werden. Die Schriftform ist nur gewahrt, wenn die einzureichenden Unterlagen 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sind und im Original vorliegen. 
 
2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. Er muss 
enthalten: 
 
a)  den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und 

die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, 
 
b)  den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 

diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 des BWG) deren Kennwort. 
 
Er darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und 
hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, 
wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 
 
Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer wählbar ist (§ 
15 BWG), nicht Mitglied in einer anderen als der aufstellenden Partei ist und in einer 
Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder 
allgemeinen Vertreterversammlung hierzu gewählt worden ist (§ 21 Abs. 1 Satz 1 BWG). 
Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers ist eine Versammlung der im Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im Wahlkreis zum Deutschen Bundestag wahlberechtigten Mitglieder der Partei. 
Besondere Vertreterversammlung ist eine Versammlung der von einer derartigen 
Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte gewählten Vertreter. Allgemeine Vertreterversammlung ist eine 
nach der Satzung der Partei (§ 6 Parteiengesetz) allgemein für bevorstehende Wahlen von einer 
derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte bestellte Versammlung. 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen werden in geheimer Abstimmung 
gewählt. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen.  
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Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und 
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien durch ihre Satzungen (§ 21 Abs. 1, 3, 5 BWG). 
 
3. In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 
Vertrauensperson unter Angabe von Namen und Anschriften bezeichnet werden (§ 22 Abs. 1 BWG i. 
V. m. § 34 Abs. 1 BWO). Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat, 
als Vertrauensperson, und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende 
Vertrauensperson. 
Soweit im Bundeswahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum 
Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. 
Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können durch schriftliche Erklärung 
der Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahlvorschlages an den Kreiswahlleiter abberufen und 
durch andere ersetzt werden (§ 22 Abs. 3 BWG). 
Zur Erleichterung der Zusammenarbeit mit dem Kreiswahlleiter empfiehlt es sich, zu 
Vertrauenspersonen und stellvertretenden Vertrauenspersonen vorrangig solche Personen zu 
bestimmen, die in Brandenburg an der Havel oder in der näheren Umgebung wohnen, sowie deren 
Email-Adressen, Telefon- und Faxverbindungen anzugeben. 
 
4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen (§ 34 Abs. 2 BWO). Hat eine Partei in einem Land keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von 
den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 Parteiengesetz), in deren Bereich 
der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden 
Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter 
eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 
34 Abs. 2 BWO). 
 
Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre Unterschriften 
auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten (§ 34 Abs. 3 BWO). Für jeden Unterzeichner ist eine 
Bescheinigung der Wahlberechtigung von der Gemeindebehörde des Wahlkreises 60, bei der er mit 
Hauptwohnsitz gemeldet ist, beizufügen. 
 
5. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 5 Abgeordneten vertreten waren, können als 
solche gemäß § 18 Abs. 2 BWG einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn der 
Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. Zu diesem Zweck müssen diese 
Parteien spätestens am 19. Juni 2017, 18 Uhr, dem Bundeswahlleiter, Statistisches Bundesamt, 
65180 Wiesbaden, ihre Beteiligung an der Wahl zum 19. Deutschen Bundestag schriftlich angezeigt 
haben. In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen 
will.  
 
Die Anzeige muss von mindestens 3 Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden 
oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen 
Bundesvorstand, so ist die Anzeige von dem Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation zu 
erstatten. 
 
Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsmäßige Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen 
Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt 
werden. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige nicht durch die Übersendung der 
Unterlagen gemäß den Bestimmungen des Parteiengesetzes ersetzt wird, also unabhängig von 
diesen Mitteilungen geboten ist. 
 
Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 7. Juli 2017 fest, 
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a) welche Parteien im 18. Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 5 Abgeordneten vertreten waren, 

 
b) welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als Parteien 

anzuerkennen sind. 
 
6. Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 BWG genannten Parteien, deren Parteieigenschaft durch 
den Bundeswahlausschuss festgestellt worden ist, müssen außerdem von mindestens 200 
Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 2 
Satz 2 BWG i. V. m. § 34 Abs. 4 BWO). Das Erfordernis von 200 Unterschriften gilt nicht für 
Kreiswahlvorschläge von Parteien nationaler Minderheiten. 
Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG i. V. m. § 34 Abs. 4 BWO). Die 
Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des 
Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. 
 
Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO zu erbringen. Die 
Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. Sie können auch als 
Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt werden. Bei der Anforderung sind Familienname, 
Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der 
Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre 
gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind 
außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, 
bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung 
des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung 
nach § 21 BWG zu bestätigen.  
Die Formblätter für Unterstützungsunterschriften (Kreiswahlvorschlag) nach Anlage 14 zur BWO 
können erst angefordert werden, wenn der Wahlvorschlag aufgestellt ist und dies dem Kreiswahlleiter 
schriftlich bestätigt worden ist. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben.  
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung der 
Gemeindebehörde, bei der er im Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass er im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung im betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des 
Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit 
den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen anderen eine Bescheinigung des 
Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betreffende den Kreiswahlvorschlag unterstützt. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvorschlägen 
ungültig.  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
7. Im Übrigen müssen auch die Bewerber, für die im Melderegister aufgrund ihrer Gefährdung ein 
Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, in dem 
Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur BWO), in der Niederschrift über die Aufstellung des 
Wahlkreisbewerbers (Anlage 17 zur BWO), der Zustimmungserklärung (Anlage 15 zur BWO) und der 
Bescheinigung der Wählbarkeit (Anlage 16 zur BWO) mit der Anschrift ihrer Hauptwohnung 
angegeben werden. Sie können jedoch beim Kreiswahlleiter durch eine bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist abzugebende schriftliche Erklärung verlangen, dass in dem Formblatt für eine 
Unterstützungsunterschrift (Kreiswahlvorschlag; Anlage 14 zur BWO), in der Bekanntmachung der 
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zugelassenen Wahlvorschläge, auf dem Stimmzettel und in der Bekanntmachung der Wahlergebnisse 
an Stelle ihrer Anschrift eine Erreichbarkeitsanschrift angegeben wird. Als Erreichbarkeitsanschrift 
kommt beispielsweise das Wahlkreisbüro oder Bundestagsbüro in Betracht; ein Postfach genügt 
nicht. Mit der Erklärung muss durch eine Bestätigung der Meldebehörde nachgewiesen werden, dass 
im Melderegister für den Bewerber ein Sperrvermerk eingetragen ist. 
 
8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 
 
a)  die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur BWO, dass er 

seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung 
als Bewerber gegeben hat,  

 
b)  eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 16 zur BWO, 

dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist, 
 
c)  bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien  

ca)  eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs 
nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte 
Abstimmung, mit den nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherungen an 
Eides statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17 zur BWO gefertigt, die 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 18 zur BWO abgegeben werden; 

cb)  eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem 
Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15, dass er nicht Mitglied einer anderen als der 
den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist; für die Abnahme der Versicherung an Eides statt 
gilt § 21 Abs. 6 Satz 3 BWG entsprechend, 

 
d)  die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 

der Unterzeichner (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 und 3 BWO), sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 
200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 
9. Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über die Zulassung 
entschieden ist (§ 23 Satz 1 BWG). Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter 
Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich 
und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden (§ 23 Satz 2 BWG). 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist (17. Juli 2017 bis 18 Uhr) nur durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson 
und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren 
zur Aufstellung von Parteibewerbern nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu werden, der 
Unterschriften nach § 20 Abs. 2 und 3 BWG bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die 
Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist jede Änderung ausgeschlossen. 
 
10. Die Kreiswahlvorschläge werden gemäß § 25 Abs. 1 BWG i. V. m. § 35 BWO unverzüglich nach 
Eingang geprüft. Werden Mängel festgestellt, so wird die Vertrauensperson sofort benachrichtigt und 
aufgefordert, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen.  
Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben 
werden. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn 
 
a)  die Form und Frist des § 19 BWG nicht gewahrt ist, 
 
b)  die nach § 20 Abs. 2 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 3 BWG erforderlichen gültigen Unterschriften mit 

dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner fehlen, es sei denn, der Nachweis kann 
infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig 
erbracht werden, 
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c)  bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 Abs. 2 BWG erforderliche 
Feststellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist oder die Nachweise des § 21 BWG nicht erbracht 
sind, 

 
d) der Bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so dass seine Person nicht feststeht oder 
 
e) die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt. 
 
Nach der Entscheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist 
jede Mängelbeseitigung ausgeschlossen. 
 
Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseitigungsverfahren kann die Vertrauensperson 
den Kreiswahlausschuss anrufen (§ 25 Abs. 4 BWG). 
 
11. Der Kreiswahlausschuss entscheidet gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 BWG am 28. Juli 2017 über die 
Zulassung der Kreiswahlvorschläge. Zur Sitzung des Kreiswahlausschusses werden die 
Vertrauenspersonen der Kreiswahlvorschläge eingeladen (§ 36 Abs. 1 BWO). Ort, Zeit und 
Gegenstand der Verhandlungen des Kreiswahlausschusses werden durch Aushang am 
Sitzungsgebäude bekannt gemacht (§ 5 Abs. 3 i. V. m. § 86 Abs. 2 BWO). 
 
Der Kreiswahlausschuss hat Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie 
 
a) verspätet eingereicht sind oder 
 
b) den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das Bundeswahlgesetz und die 

Bundeswahlordnung aufgestellt sind, es sei denn, dass in diesen Vorschriften etwas anderes 
bestimmt ist. 

 
Die Entscheidung wird in der Sitzung des Kreiswahlausschusses bekannt gegeben. 
 
Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen drei Tagen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den Landeswahlausschuss eingelegt werden. 
Beschwerdeberechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages, der Bundeswahlleiter 
und der Kreiswahlleiter. Der Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter können auch gegen eine 
Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, Beschwerde erheben. 
 
12. Der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Kreiswahlvorschläge spätestens am 7. August 2017 
öffentlich bekannt (§ 26 Abs. 3 BWG). 
 
13. Die für die Einreichung eines Wahlvorschlags erforderlichen amtlichen Vordrucke werden vom 
Kreiswahlleiter beschafft und können unter der im Punkt 1 genannten Adresse angefordert werden. 
Die Vordrucke werden kostenfrei geliefert. Die Vordrucke, mit Ausnahme des Formblattes für 
Unterstützungsunterschriften, sind auch im Internetangebot des Landeswahlleiters zur 
Bundestagswahl 2017 unter www. wahlen.brandenburg.de abrufbar. 
 
Die Bescheinigungen des Wahlrechts gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BWO und der Wählbarkeit gemäß § 
34 Abs. 5 Nr. 2 BWO werden durch die Gemeindebehörde kostenfrei erteilt. 
 
Brandenburg an der Havel, den 14. Februar 2017 
 
 
gez.  
Hans-Joachim Freund 
Kreiswahlleiter 
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Öffentliche Bekanntmachung 

Bundestagswahl am 24. September 2017 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen zur  
Wahl des 19. Deutschen Bundestages am 24.09.2017  

im Wahlkreis 56 ( Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I) 

 

1 Rechtliche Grundlagen 

- Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.07.1993 (BGBl. I,  

  S. 1288,1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03.05.2016 (BGBl. I,  

  S. 1062) 

- Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.04.2002 (BGBl.  
  I, S. 1376), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13.05.2013 (BGBl. I,  

 S. 1255) 

 

 

2 Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

Gemäß § 32 Abs. 1 BWO fordere ich hiermit zur möglichst frühzeitigen Einreichung von 
Kreiswahlvorschlägen für den Wahlkreis 56 zur Wahl des 19. Deutschen Bundestages am  

24. September 2017 auf. 

Dabei sind insbesondere die §§ 18 ff. BWG und 32 ff. BWO zu beachten. 

 

 

3 Wahlkreis 56 

Der Wahlkreis 56 trägt die Bezeichnung „Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I“ 

Er umfasst die Landkreise Ostprignitz-Ruppin und Prignitz sowie aus dem Landkreis Havelland die 
Stadt Nauen und die Ämter 

- Friesack (= Gemeinden Friesack, Mühlenberge, Paulinenaue, Pessin, Retzow, Wiesenaue) 

- Nennhausen (= Gemeinden Kotzen, Märkisch Luch, Nennhausen, Stechow-Ferchesar) 

- Rhinow (= Gemeinden Gollenberg, Großderschau, Havelaue, Kleßen-Görne, Rhinow, 

                   Seeblick). 

 

 

4 Voraussetzungen für das Einreichen von Kreiswahlvorschlägen 

 

4.1 Wahlvorschlagsrecht 

Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten 
eingereicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). 

 

4.2 Beteiligungsanzeige 

Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, können 
als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie dem Bundeswahl-leiter ihre Beteiligung an 
der Wahl angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 

Die Beteiligungsanzeige ist bis zum 19.06.2017, 18 Uhr (= 97. Tag vor der Wahl, bis 18 Uhr) beim 
Bundeswahlleiter, Statistisches Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden 
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einzureichen.  
Der Anzeige sollen Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Parteiengesetzes beigefügt werden. 

In der Beteiligungsanzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl 
beteiligen will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat 
die Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die 
Stelle des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie 
ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen (§ 
18 Abs. 2 BWG). 

 

 

5 Einreichungsfrist und Einreichungsstelle 

Kreiswahlvorschläge für den Wahlkreis 56 sind bis spätestens 

 

                           Montag, dem 17.07.2017, 18.00 Uhr, 

 

(= 69. Tag vor der Wahl, 18 Uhr) einzureichen bei: 

 

Kreisverwaltung Prignitz, Kreiswahlleiterin Wahlkreis 56, 

Berliner Straße 49, 19348 Perleberg (§ 19 BWG). 

 

 

6 Inhalt und Form der Wahlvorschläge 

 

6.1 Bewerber 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in 
einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als Bewerber kann nur 
vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 

 

6.2 Kreiswahlvorschläge von Parteien 

6.2.1 Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Landesverband oder keine einheitliche 
Landesorganisation, so ist der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen der nächstniedrigeren 
Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, entsprechend zu unterzeichnen. Die 
Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist 
nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der 
anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 2 BWG; § 34 Abs. 2 BWO). 

 

6.2.2 Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 BWG genannten Parteien (vgl. Nr. 4.2 dieser 
Bekanntmachung) müssen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 56 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 2 BWG). Die Unterschriften sind nur auf 
den vom Kreiswahlleiter herausgegebenen Formblättern (Anlage 14 BWO) zu erbringen. Die 
Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung  gegeben sein und ist bei 
Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. Das Erfordernis von 200 
Unterstützungsunterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge  von Parteien nationaler Minderheiten. 
( § 20 Abs. 2 BWG) 

 

6.3 Andere Kreiswahlvorschläge 
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6.3.1 Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten (§ 34 Abs. 3 BWO). 

 

6.3.2 Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
56 persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Die Unterschriften sind nur auf den vom 
Kreiswahlleiter herausgegebenen Formblättern (Anlage 14 BWO) zu erbringen. Die Wahlberechtigung 
muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung gegeben sein und ist bei Einreichung des 
Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. 

 

 

 

6.4 Form der Kreiswahlvorschläge 

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. Er muss 
enthalten: 

- den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den  
Geburtsort, und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers; 

- den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; 

- bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort. 
Er soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson nach § 22 BWG enthalten. (§ 20 Abs. 4 BWG; § 34 Abs. 1 BWO) 

 

6.5 Aufstellung von Parteibewerbern 

6.5.1 Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer nicht 
Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung hierzu 
gewählt worden ist. An der Kandidatenaufstellung dürfen sich nur solche Mitglieder bzw. Vertreter 
beteiligen, die zum Zeitpunkt der Wahlversammlung wahlberechtigt zum Deutschen Bundestag sind 
(§ 21 Abs. 1 BWG). 

 

6.5.2 Die Bewerber sowie die Vertreter für die Vertreterversammlung sind in geheimer Abstimmung zu 
wählen. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den 
Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. 

Die Wahlen der Bewerber durften frühestens 32 Monate (also ab 23.06.2016), die Wahlen für die 
Vertreterversammlungen frühestens 29 Monate (also ab 23.03.2016) nach Beginn der Wahlperiode 
des 18. Deutschen Bundestages stattfinden. 

 

6.6 Unterstützungsunterschriften 

Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 der BWO 
unter Beachtung der folgenden Vorschriften zu erbringen: 

 

6.6.1 Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der 
Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden 
Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im 
Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes bzw. § 32b des 
Brandenburgischen Meldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) 
eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 

Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages sind außerdem bei Parteien deren Name und 
Kurzbezeichnung, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Diese 
Bezeichnungen werden vom Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter vermerkt. Parteien haben ferner 
die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu 
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bestätigen (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO). 

 

6.6.2 Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf 
dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen. Neben der Unterschrift sind 
Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie 
der Tag der Unterzeichnung anzugeben (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 BWO). 

 

6.6.3 Für jeden Unterzeichner hat die Gemeindebehörde, in deren Wählerverzeichnis er eingetragen 
ist, zu bestätigen, dass er zum Zeitpunkt der Unterzeichnung im Wahlkreis 56 wahlberechtigt ist. Die 
Bestätigung kann auf dem Formblatt selbst oder gesondert erfolgen; gesonderte Bescheinigungen 
des Wahlrechtes sind vom Träger des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu 
verbinden (§ 34 Abs. 4 Nr. 3 BWO). 

 

6.6.4 Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so sind seine Unterschriften auf allen Kreiswahlvorschlägen 
ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO). 

 

6.6.5 Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- bzw. Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind 
ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 5 BWO). 

 

7 Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 

Dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur BWO) sind beizufügen: 

- eine Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Kandidatur zustimmt und für keinen anderen 
Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat (Anl. 15 BWO-
Zustimmungserklärung); 

- eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde, dass der Bewerber wählbar ist (Anl. 
16 BWO-Bescheinigung der Wählbarkeit); 

- bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt 
worden ist, mit den nach § 21 Abs. 6 BWG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; 
die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17 BWO gefertigt, die Versicherung an 
Eides statt nach dem Muster der Anlage 18 BWO abgegeben werden; 

- soweit erforderlich, die Unterstützungsunterschriften mit Bescheinigung des Wahlrechtes der 
Unterzeichner (Anl. 14 BWO); 

- soweit erforderlich der Nachweis, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche Vollmacht der 
anderen beteiligten Vorstände vorliegt. 

 

8 Bereitstellung der Formblätter und Anfragen 

 

Die Formblätter werden kostenfrei von der Kreiswahlleiterin bereitgestellt.  

Anforderungen und Anfragen können gerichtet werden an: 

 

Kreisverwaltung Prignitz 

Kreiswahlleiterin für den Wahlkreis 56 

Berliner Straße 49 

19348 Perleberg 

 

Telefon: 03876/713-395 

Telefax: 03876/713-291 

E-Mail: annette.loether@lkprignitz.de 

mailto:annette.loether@lkprignitz.de
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Perleberg, 6. Februar 2017 

 

gez. 

Annette Löther 

Kreiswahlleiterin 

Bundestags-Wahlkreis 56 

 

 

 

Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 2017 
 

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters im Wahlkreis 58 

vom 20.02.2017 

 

 

I. Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen (§ 32 BWO) 

 

Grundlage für die Durchführung der Wahl zum 19. Deutschen Bundestag sind maßgeblich das 
Bundeswahlgesetz (BWG) und die Bundeswahlordnung (BWO). Deshalb fordere ich hiermit auf, für 
die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 2017 möglichst frühzeitig 
Kreiswahlvorschläge einzureichen. 

 

Hierzu gebe ich Folgendes bekannt: 

 

Für die Wahl zum 19. Deutschen Bundestag am 24. September 2017 können Kreiswahlvorschläge 
beim 

 

 

Kreiswahlleiter für die Wahl zum 

19. Deutschen Bundestag, Wahlkreis 58 

Adolf-Dechert-Str. 1 

16515 Oranienburg 

 

bis zum 

17. Juli 2017, 18.00 Uhr 

 

 

schriftlich eingereicht werden (§ 19 BWG). 

 

Wahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten 
eingereicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). 
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Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. 

Er muss enthalten (§ 34 Abs. 1 BWO) 

 

1. den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und 
die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, 

 

2. den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 

 auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 

 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in 
einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als Bewerber kann nur 
vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat. Die Zustimmung ist 
unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 

 

Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer wählbar ist (§ 
15 BWG), nicht Mitglied einer anderen Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers oder in einer allgemeinen oder besonderen Vertreterversammlung hierzu 
gewählt worden ist (§ 21 Abs. 1 Satz 1 BWG). 

Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers ist eine Versammlung der im Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im Wahlkreis zum Deutschen Bundestag wahlberechtigten Mitglieder der Partei. 
Besondere Vertreterversammlung ist eine Versammlung der von einer derartigen 
Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte gewählten Vertreter. Allgemeine Vertreterversammlung ist eine 
nach der Satzung der Partei (§ 6 des Parteiengesetzes) allgemein für bevorstehende Wahlen von 
einer derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte bestellte Versammlung. 

 

Die Wahlen der Vertreter können bereits seit dem 23. März 2016 und die Wahlen der Bewerber seit 
dem 23. Juni 2016 erfolgen (§ 21 Abs. 3 Satz 4 BWG). 

 

Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlungen müssen in geheimer Abstimmung 
gewählt werden. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist hierbei 
vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern muss Gelegenheit gegeben werden, sich und ihr Programm in 
angemessener Zeit in der Versammlung vorzustellen. Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die 
Vertreterversammlung, die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- und 
Vertreterversammlung sowie das Verfahren für die Wahl des Bewerbers regeln die Parteien durch 
ihre Satzungen. Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers mit Angaben über 
Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder und Ergebnis 
der Abstimmung ist mit dem Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter der 
Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides 
Statt zu versichern, dass die Anforderungen (gemäß § 21 Abs. 3 Satz 1 bis 3 BWG) beachtet worden 
sind. Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er gilt 
als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (§ 21 Abs. 3 Satz 1 bis 3, Abs. 5 und 6 
BWG). 

 

In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 
Vertrauensperson bezeichnet werden (§ 22 Abs. 1 Satz 1 BWG, § 34 Abs. 1 Satz 3 BWO). Fehlt 
diese Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner als Vertrauensperson, der zweite als 
stellvertretende Vertrauensperson. Soweit im Bundeswahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur 
die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Kreiswahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Die 
Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können durch schriftliche Erklärung der 
Mehrheit der Unterzeichner des Kreiswahlvorschlages an den Kreiswahlleiter abberufen und durch 
andere ersetzt werden 

(§ 22 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 BWG). 
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Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens 3 Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Landesverband oder keine einheitliche 
Landesorganisation, muss der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen der nächstniedrigeren 
Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des Parteiengesetzes), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem § 34 
Abs. 2 Satz 1 BWO (§ 20 Abs. 2 Satz 1 BWG) gemäß unterzeichnet sein. 

 

Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist 
nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem § 34 Abs. 2 Satz 1 BWO entsprechende 
Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 34 Abs. 2 Satz 3 BWO). 

 

Parteien, die im 18. Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, 
können einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn der Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft 
festgestellt hat. Zu diesem Zweck müssen diese Parteien spätestens am 

 

19. Juni 2017, 18:00 Uhr 

dem Bundeswahlleiter, 

Statistisches Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden (Postanschrift: 65180 
Wiesbaden), ihre Beteiligung an der Wahl zum 19. Deutschen Bundestag schriftlich angezeigt haben. 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 
Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden 
oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen 
Bundesvorstand, so ist die Anzeige von dem Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisation zu 
erstatten (§ 18 Abs. 2 BWG). Der Anzeige sind die schriftliche Satzung, das schriftliche Programm 
und der Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes beizufügen. Der Anzeige 
sollen Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetztes beigefügt 
werden. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Anzeige nicht durch die Übersendung der 
Unterlagen gemäß den Bestimmungen des Parteiengesetzes ersetzt wird, also unabhängig von 
diesen Mitteilungen geboten ist. 

 

Kreiswahlvorschläge der Parteien, deren Parteieigenschaft durch den Bundeswahl-ausschuss 
festgestellt worden ist, müssen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Andere Kreiswahlvorschläge müssen von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterschriftsleistung gegeben sein und ist bei der 
Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG). 

 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Kreiswahlvorschlägen ungültig 
(§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO). 

 

Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO zu erbringen. Die 
Formblätter werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. Sie können auch als 
Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt werden. Die Formblätter können erst ausgegeben 
werden, wenn die Bewerber aufgestellt worden sind und dies dem Kreiswahlleiter schriftlich bestätigt 
wurde. Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der 
den Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort 
anzugeben  

(§ 34 Abs. 4 Nr. 1 BWO). 
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Die Sammlung von Unterschriften ist erst nach Aufstellung des Bewerbers zulässig, vorher geleistete 
Unterschriften sind ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 5 BWO). 

 

Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem 
Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; neben der Unterschrift sind Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 BWO). Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt 
nach Anlage 14 zur BWO eine Bescheinigung seiner Gemeindebehörde beizubringen, dass er im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Die Bescheinigung 
kann auch als Einzelbescheinigung nach dem Muster der Anlage 14 (Rückseite) zur BWO gesondert 
erteilt werden. Sie wird kostenfrei erteilt. 

Bei nicht im Wahlgebiet lebenden Wahlberechtigten im Sinne des § 12 Abs. 2 Satz 1 BWG ist der 
Nachweis für die Wahlberechtigung durch die Angaben gemäß Anlage 2 zur BWO und Abgabe einer 
Versicherung an Eides statt zu erbringen. Einzelbescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger 
des Wahlvorschlages bei der Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit den 
Unterstützungsunterschriften zu verbinden. 

 

Das Erfordernis von 200 Unterstützungsunterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von Parteien 
nationaler Minderheiten (§ 20 Abs. 2 Satz 3 BWG). 

 

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre Unterschriften 
auf dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur BWO) selbst zu leisten (§ 34 Abs. 3 und 4 Nr.3 und 4 
BWO). 

 

Im Übrigen muss auch ein Bewerber, für den im Melderegister aufgrund seiner Gefährdung ein 
Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes (BMG) eingetragen ist, in dem 
Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur BWO), in der Niederschrift über die Aufstellung des 
Wahlkreisbewerbers (Anlage 17 zur BWO), der Zustimmungserklärung (Anlage 15 zur BWO) und der 
Bescheinigung der Wählbarkeit (Anlage 16 zur BWO) mit der Anschrift seiner Hauptwohnung 
angegeben werden. Er kann jedoch beim Kreiswahlleiter durch eine bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist abzugebende schriftliche Erklärung verlangen, dass in dem Formblatt für eine 
Unterstützungsunterschrift – Kreiswahlvorschlag – (Anlage 14 zur BWO) in der Bekanntmachung der 
zugelassenen Wahlvorschläge, auf dem Stimmzettel und in der Bekanntmachung der Wahlergebnisse 
an Stelle seiner Anschrift eine Erreichbarkeitsanschrift angegeben wird (§ 38 Satz 4 BWO; vgl. § 45 
Abs. 1 Satz 3 BWO und § 79 BWO). Als Erreichbarkeitsanschrift kommt beispielsweise das 
Wahlkreisbüro oder Bundestagsbüro in Betracht; ein Postfach genügt nicht. Mit der Erklärung muss 
durch eine Bestätigung der Meldebehörde nachgewiesen werden, dass im Melderegister für den 
Bewerber ein Sperrvermerk eingetragen ist. 

 

Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen (§ 34 Abs. 5 BWO) 

 

1. die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15, dass er  seiner 
Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur  Benennung als 
Bewerber gegeben hat, 

 

2. eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der  

 Anlage 16, dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist, 

 

3. bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien  

 

a) eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 
 Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle eines  Einspruchs 
nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der Niederschrift über die  wiederholte 
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Abstimmung, mit den nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen  Versicherungen an Eides 
statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17  gefertigt, die Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster der Anlage 18 abgegeben  werden, 

 

b) eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem 
 Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15, dass er nicht Mitglied einer anderen als  der 
den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist; für die Abnahme der Versicherung an  Eides statt gilt 
§ 21 Abs. 6 Satz 3 BWG entsprechend, 

 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des  Wahlrechts 
der Unterzeichner (§ 34 Abs. 4 Nr. 2 und 3 BWO), sofern der  Kreiswahlvorschlag von mindestens 
200 Wahlberechtigten des Wahlkreises  unterzeichnet sein muss. 

  

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über die Zulassung 
entschieden ist. Ein von 200 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der 
Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung 
zurückgenommen werden (§ 23 BWG). 

Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geändert 
werden, wenn ein Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das durch § 21 BWG 
vorgeschriebene Verfahren bei der Aufstellung von Parteibewerbern braucht in solchen Fällen nicht 
eingehalten zu werden; der Unterschriften nach § 20 Abs. 2 und 3 BWG bedarf es nicht. Nach der 
Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist jede 
Änderung ausgeschlossen (§ 24 BWG). 

 

Die Kreiswahlvorschläge werden unverzüglich nach Eingang geprüft. Werden Mängel festgestellt, so 
wird die Vertrauensperson sofort benachrichtigt und aufgefordert, behebbare Mängel rechtzeitig zu 
beseitigen (§ 25 Abs. 1 BWG, § 35 Abs. 1 Satz 2 BWO). Nach Ablauf der Einreichungsfrist können 
nur noch Mängel an gültigen Wahlvorschlägen behoben werden (§ 25 Abs. 2 BWG). Ein gültiger 
Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn 

a) die Form oder Frist des § 19 BWG nicht gewahrt ist, 

b) die nach § 20 Abs. 2 Sätze 1 und 2 sowie Absatz 3 BWG erforderlichen gültigen  Unterschriften 
mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner fehlen, es sei  denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte  nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden, 

c) bei einem Parteiwahlvorschlag die Parteibezeichnung fehlt, die nach § 18 Abs. 2 BWG 
 erforderliche Feststellung der Parteieigenschaft abgelehnt ist oder die Nachweise des  
 § 21 BWG nicht erbracht sind 

 oder hinsichtlich einzelner Bewerber, soweit 

d) ein Bewerber mangelhaft bezeichnet ist, so dass seine Person nicht feststeht oder 

e) die Zustimmungserklärung eines Bewerbers fehlt. 

Nach der Entscheidung über die Zulassung eines Kreiswahlvorschlages ist jede Mängelbeseitigung 
ausgeschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im 
Mängelbeseitigungsverfahren kann die Vertrauensperson den Kreiswahlausschuss anrufen (§ 25 Abs. 
4 BWG). 

 

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge entscheidet der Kreiswahlausschuss am 

 

28. Juli 2017 

(§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG, § 36 Abs. 3 Satz 1 BWO). 

Zu der Sitzung des Kreiswahlausschusses werden die Vertrauenspersonen der Kreiswahl-vorschläge 



Amtsblatt für den Landkreis Havelland Seite 39 

 

 

 

 

 

 

eingeladen (§ 36 Abs. 1 BWO). Ort, Zeit und Gegenstand der Verhandlung des 
Kreiswahlausschusses werden öffentlich bekannt gemacht (§§ 5 Abs. 3, 86 Abs. 2 BWO). 

Der Kreiswahlausschuss hat Kreiswahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie 

a) verspätet eingereicht sind oder 

b) den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das Bundeswahlgesetz und die 
 Bundeswahlordnung aufgestellt sind, es sei denn, dass in diesen Vorschriften etwas  anderes 
bestimmt ist (§ 26 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 und 2 BWG). 

Der Kreiswahlausschuss stellt die zugelassenen Kreiswahlvorschläge mit den in § 34 Abs. 1 Satz 2 
BWO bezeichneten Angaben fest. Geben die Namen mehrerer Parteien oder deren 
Kurzbezeichnungen im Land zu Verwechslungen Anlass, so fügt der Kreiswahlausschuss einem 
Wahlvorschlag oder mehreren Wahlvorschlägen eine Unterscheidungsbezeichnung bei; hat der 
Landeswahlausschuss eine Entscheidung getroffen (§ 41 Abs. 1 BWO), so gilt diese. 

Weist der Kreiswahlausschuss einen Kreiswahlvorschlag ganz oder teilweise zurück, so kann binnen 
drei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den Landes-wahlausschuss 
eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind die Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages, der 
Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter, der Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter auch im Falle 
der Zulassung (§ 26 Abs. 2 BWG). 

 

Der Kreiswahlleiter macht die zugelassenen Kreiswahlvorschläge spätestens am 07. August 2017 

öffentlich bekannt (§ 26 Abs. 3 BWG, § 38 Satz 1 BWO). 

 

II. Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der Bundeswahlordnung werden vom 
Kreiswahlleiter beschafft und können unter folgender Anschrift angefordert werden: 

 

Kreiswahlleiter für die Wahl zum 

19. Deutschen Bundestag, Wahlkreis 58 

Adolf-Dechert-Straße 1 

16515 Oranienburg 

 

Die Vordrucke (Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18) zur Bundeswahlordnung können auch auf der 
Internetseite des Landeswahlleiters – www.wahlen.brandenburg.de – abgerufen werden. 

 

III. Gemäß dem Bundeswahlgesetz trägt der Wahlkreis 58 die Bezeichnung: 

 

Oberhavel – Havelland II 

 

Zum Wahlkreis 58 gehören: 

 

der Landkreis Oberhavel 

 

und 

 

vom Landkreis Havelland 

 

die amtsfreien Städte Falkensee und Ketzin/Havel  

 

sowie  
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die amtsfreien Gemeinden Brieselang, Dallgow-Döberitz,  

Schönwalde-Glien und Wustermark 

 

gez. 

Mießner 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Nach § 44 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die evangelischen Friedhöfe (Friedhofsgesetz ev. - FhG 
ev.) vom 29. Oktober 2016 (KABl. S. 183) hat das  

    

Domstift Brandenburg  

 

nachstehende 

    

  

Friedhofsgebührenordnung   

erlassen:    

   

§ 1 

Ruhefristen 

   

Die Ruhefristen  für Urnenbestattungen  betragen 20 Jahre.   

 

§ 2 

Gebührentarife 

 

1.   Grabberechtigungsgebühren       Euro 

  Erwerb des Nutzungsrechts entsprechend der Zuordnung im Gesamtplan, je Jahr:    
  

1.1  Urnenwahlgrabstätten für die unterirdische Beisetzung von Urnen mit  

  mehreren Grab-stellen, je Grabstätte   

  Urnenwahlgrabstätten der Größe von 0,70 m x 0,70 m oder 0,50 m²   € 30,00 

1.2  Urnenreihengrabstätten (1 Urne)   

  Urnenreihengrabstätten der Größe von mind. 0,25 m² zur unterirdischen  

  Beisetzung von Urnen        € 30,00 

1.3  Sonderregelung 

  Ist bei Bestattungen auf einer Urnenwahlgrabstätte, an der bereits ein Nutzungsrecht besteht,  

  zur Einhaltung der Ruhefrist die Verlängerung des Nutzungsrechtes erforderlich, wird für die  

  Verlängerungszeiträume, die ganze abgeschlossene Jahre umfassen, die jährliche  

  Grabberechtigungsgebühr nach den Tarifstellen gemäß 1.1 sowie für  



Amtsblatt für den Landkreis Havelland Seite 41 

 

 

 

 

 

 

  Verlängerungszeiträume, die weniger als ganze Jahre umfassen, für jeden abgeschlossenen  

  Monat ein Zwölftel der jährlichen Grabberechtigungsgebühr nach den Tarifstellen gemäß 1.1  

  erhoben. 

   

2.  Bestattungsgebühren   

2.1  Urnenbeisetzungen bei einer  unterirdischen Beisetzung (Annahme und  

  Aufbewahrung der Urne, Herstellen und  Schließen des Grabes).  € 100,00 

     

3.   Grabmale, Gedenktafel   

3.1  Dauerhafte Anbringung einer Gedenktafel     € 30,00 

3.2  Zustimmung zur Veränderung oder zum Austausch von Gedenktafeln   € 10,00 

 

4.  Ausbetten, Umsetzen, Versenden   

4.1  Ausbetten einer Urne auf Antrag (einschließlich Antragsbearbeitung,  

  Öffnen und Schließen der Grabstätte sowie Bergung der Urne)    € 100,00 

4.2  Wiederbestattung einer ausgebetteten Urne   Gebühr nach der Tarifstelle 2.1 

4.3  Übersenden einer Urne        € 30,00 

     

5.  Einzelleistungen   

5.1  Bearbeitung von Suchfragen außerhalb der Ruhefrist    € 15,00 

5.2  Zulassung auf Antrag von Gewerbetreibenden je Friedhofsträger, soweit  

  kein Selbstvorbehalt des Friedhofsträgers oder die Zulassungsfreiheit nach  

  Maßgabe der kirchen-gesetzlichen Bestimmungen vorliegt   

 5.2.1 je Jahr         € 10,00 

 5.2.2 Einzelzulassung für einmalige Arbeiten     € 20,00 

 5.2.3 Ablehnung oder Widerruf einer Zulassung    € 20,00 

 5.2.4 Anzeige der gewerblichen Tätigkeit     € 20,00 

 5.2.5 Untersagung der gewerblichen Tätigkeit     € 20,00 

 

5.3  Nutzungsrecht   

 5.3.1 Zustimmung zur Übertragung      € 20,00 

 5.3.2 Zulassung eines Teilverzichts      € 20,00 
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§ 3 

Inkrafttreten 

   

Die vorstehende Gebührenordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Maßgebend für 
die Anwendung ist der Tag der Zusage der Leistung. 

 

Brandenburg an der Havel, den 14.02.2017 

   

Für das Domstift Brandenburg 

   

    

gez.   

Dr. Cord-Georg Hasselmann 

- Kurator -     
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